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A 0122/2023 (VWD) 
Auftrag Freddy Kreuchi (FDP.Die Liberalen, Balsthal): Ungerechtfertigte Hundekon-

trollzeichengebühr endlich abschaffen! (17.05.2023)  

 
Der Regierungsrat wird beauftragt, eine Vorlage zur Überarbeitung des Gesetzes über das 
Halten von Hunden (BGS 614.71) und des Gebührentarifs (BGS 615.11) auszuarbeiten, welche 
die ersatzlose Streichung der heute unrechtmässig erhobenen Hundekontrollzeichengebühr 
umsetzt.  
 
Begründung 17.05.2023: schriftlich. 
 
Im Jahr 2017 hat der Kanton Solothurn entschieden, dass Hundehalter und Hundehalterinnen 
keine Hundemarken mehr erhalten und die Registrierung der Hunde fortan mit einem Chip 
durch den Tierarzt, dessen Implantierung zu Lasten der Besitzer und Besitzerinnen geht, zu 
erfolgen hat. Obwohl der Kanton Solothurn ab diesem Zeitpunkt keinerlei Dienstleistungen 
für die Kennzeichnungskontrolle mehr erbrachte, blieb die Kontrollzeichengebühr weiter be- 
stehen und die Hundehalter und  Hundehalterinnen im Kanton Solothurn bezahlen bis heute 

jährlich rund 800'000 Franken an den Fiskus des Kantons ohne dafür eine Gegenleistung zu 
erhalten.  
Die Einwohnergemeinde Balsthal zog vergeblich durch sämtliche Gerichtsinstanzen, um ge-
gen die ungerechtfertigte Hundekennzeichengebühr anzukämpfen. Es darf jedoch festgehal-
ten werden, dass der Rechtsstreit nur aus formalen Gründen verloren ging, da die Einwoh-
nergemeinde Balsthal nach Auffassung des Verwaltungsgerichts des Kantons Solothurn keine 
eigenen Vermögensinteressen verfolgte und daher nicht zur Beschwerde legitimiert gewesen 
sei.  
Dem Urteil des Solothurner Verwaltungsgerichts ist jedoch ebenfalls zu entnehmen, dass die 
Einwohnergemeinde Balsthal inhaltlich vollkommen recht hat. So hielten die Richter und 
Richterinnen fest, dass eine nach wie vor bestehende gesetzliche Grundlage nicht ausreicht, 
um eine Gebühr zu rechtfertigen und zu erheben, wenn die staatliche (Gegen-)Leistung seit 
vielen Jahren hinfällig geworden ist. Weiter wird im Urteil klar festgehalten, dass die Kon-
trollzeichengebühr wohl nicht mehr geschuldet sei, weil es keine Hundemarken mehr gibt.  
Das Verwaltungsgericht stellte ebenfalls fest, dass die Gebührenerträge nicht in die Tollwut-
prävention umgelenkt werden dürfen, da die Tollwut namentlich auch von Füchsen, Mardern 
und Fledermäusen übertragen wird. Die Zweckentfremdung der Gebührengelder zur Seu-
chenbekämpfung rechtfertigt die weitere Erhebung der Gebühr somit in keiner Art und Wei-
se.  
Obwohl das Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Solothurn eine klare Sprache spricht, 
haben die kantonalen Behörden bis heute nicht eingelenkt und die ungerechtfertigte Gebühr 
wird weiterhin erhoben. Der Regierungsrat wird deshalb beauftragt, nun endlich zu handeln 
und zeitnah eine Vorlage zur Überarbeitung des Gesetzes über das Halten von Hunden (BGS 
614.71) und des Gebührentarifs (BGS 615.11) auszuarbeiten, welche die ersatzlose Streichung 
der heute unrechtmässig erhobenen Hundekontrollzeichengebühr umsetzt.  
 
Unterschriften: 1. Freddy Kreuchi, 2. Christine Rütti, 3. Georg Lindemann, Richard Aschberger, 
Johanna Bartholdi, Markus Dietschi, Janine Eggs, Thomas Fürst, Laura Gantenbein, David Ger-
ke, Christian Ginsig, Fabian Gloor, Walter Gurtner, David Häner, Philipp Heri, Nicole Hirt, Si-



 

 

bylle Jeker, Adrian Läng, Barbara Leibundgut, Marco Lupi, Thomas Marbet, Rebekka Matter-
Linder, Simon Michel, Manuela Misteli, Stefan Nünlist, David Plüss, Daniel Probst, Martin Ru-
fer, Beat Späti, Silvia Stöckli, Nadine Vögeli, Thomas von Arx, Sabrina Weisskopf, Mark 
Winkler, Rémy Wyssmann (35) 


